
 

 

Die Ampel hat fertig! 
Warum wir jetzt sofort Neuwahlen brauchen! 

 
 
Liebe Leserin, lieber Leser, 

60 „Berichte aus Berlin“ habe ich schon ver-
öffentlicht, dies ist die 61. Ausgabe – und 
jetzt werden es doch weniger als gedacht: 

Die Ampel ist am Ende! 

Endlich hat sie es auch selbst gemerkt! 

Die Menschen in Deutschland waren da 
schon deutlich weiter, wenn ich nur auf die 
historisch schlechten Zustimmungswerte für 
die aktuelle Bundesregierung schaue. 

Die Ampel ist am Ende! 

Rote, grüne und FDP-
Träumereien sind am 
6. November 2024 
endgültig an der Rea-
lität zerschellt! Was 
nie zusammenpasste, 
flog jetzt im Berliner 
Novembernebel aus-
einander! Was übrig 
bleibt, ist eine bizarre 
rot-grüne Rumpfregierung, ein Gruselkabi-
nett, das niemand gewählt hat und das nie-
mand mehr will, geschmückt mit einem ab-
trünnigen Ex-Minister der FDP, dessen Be-
weggründe niemand nachvollziehen kann. 

Aus der linken Ampel ist eine Fußgängeram-
pel geworden. 

Auch im Niedergang bleibt sich Olaf Scholz 
treu. Während der Kanzler seinen FDP- 
Finanzminister Lindner am Mittwochabend 
bei seiner Pressekonferenz in Berlin als klein-
karierten und vertrauensbrüchigen Taktierer 
diffamiert und aus der Regierung wirft, klopft 
er sich realitätsvergessen selbst auf die Schul-
tern. Es ist ein befremdliches Schauspiel. Zum 
Glück ist es bald vorbei. Das knapp fünfzehn-
minütige Statement des Noch-Kanzlers war 
offensichtlich detailliert vorbereitet und 

wurde vom Tele-
prompter abgelesen.  

Nicht nur mir drängt 
sich hier die Frage 
auf, wer hier eigent-
lich kalkuliert die Re-
gierung platzen ließ! 

 

Und die Grünen? Sie 
bedauern das Ende der Ampel, hätten offen-
kundig gerne weitergemacht, bis zum unver-
meidlichen Ende im September 2025. Von 
„erfolgreicher Arbeit“ war gar die Rede. Auch 
diese Traumwelt ist nun geplatzt. 
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Unser Partei- und Fraktionsvorsitzender 
Friedrich Merz stellte schon im August 2024, 
nach dem schrecklichen Messerattentat von 
Solingen, fest: „Dem Bundeskanzler entglei-
tet mittlerweile das eigene Land!“ Das Land 
und auch die Realität sind Scholz nun endgül-
tig entglitten! 

Nicht anders lässt sich der geradezu wahn-
witzige Zeitplan des Noch-Kanzlers erklären: 
Vertrauensfrage am 15. Januar 2025, Neu-
wahlen dann irgendwann im März oder April. 
Was soll das? Die Ampel ist jetzt am Ende, das 
links-grüne Restekabinett hat keine parla-
mentarische Mehrheit, vor dem Hintergrund 
der jüngsten Wahlergebnisse und Prognosen 
keine Spur politischer Legitimität. 

Scholz muss unverzüglich den Weg für Neu-
wahlen freimachen. Er ist eine „lame duck“, 
seit dem 6. November 2024 noch mehr als zu-
vor. Jeder weitere Tag, den dieser Mann im 
Amt verbleibt, ist ein verlorener Tag – für die 
Menschen in Deutschland, für unsere Wirt-
schaft und für das Ansehen und die Stellung 
Deutschlands in der Welt! 

Nur wenn der Bundeskanzler spätestens in 
der nächsten Sitzungswoche den Weg zur 
Auflösung des Bundestages durch Stellen der 
Vertrauensfrage frei macht, sind wir als 
Union bereit, über dringende Themen Ge-
spräche zu führen. Der Bundespräsident kann 
dann innerhalb von 21 Tagen den Bundestag 
auflösen. Die Neuwahlen müssen dann spä-
testens 60 Tage später sein. 

Wir sind selbstverständlich bereit, Verant-
wortung für unser Land zu übernehmen. 
Wenn es Entscheidungsnotwendigkeiten 
gibt, dann werden wir uns diesen Entschei-
dungsnotwendigkeiten stellen. Wir werden 
sie beraten und dann auch Abstimmungen im 
Bundestag ermöglichen. Eine dreimonatige 
Hängepartie mit einer diskreditierten und de-
legitimierten Minderheitsregierung braucht 
es dafür nicht! 

 

Dazu ist die Lage zu ernst. Deutschland wird 
mittlerweile in internationalen Rankings zur 
Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftskraft 
nach unten durchgereicht. Die Meldungen zu 
Gewinnwarnungen großer deutscher Unter-
nehmen sowie Stellenstreichungen in unse-
rem Land häufen sich. Audi, Schaeffler, VW 
und Zeiss – die Liste ließe sich beliebig fort-
setzen! Das ist keine konjunkturelle Krise, 
sondern wir haben ein wahrhaftiges Struktur-
problem, befinden uns in einer Rezession. 

Als CDU/CSU stehen wir darum bereit für 
eine echte Politik- und Wirtschafts-wende. 
Was bieten wir Deutschland an? Folgende 
Kernpunkte sind uns wichtig: 

➔ Migrationswende:  
die konsequente Begrenzung der illegalen 
Migration; die Abschiebung von Straftätern 
und aller nicht-aufenthaltsberechtigten Per-
sonen sowie der Schutz unserer Außengren-
zen mit Zurückweisung nicht Zugangsberech-
tigter. 

➔ Wirtschaftswende:  
die Entfesselung der Kräfte der sozialen 
Marktwirtschaft unter Einhaltung der Schul-
denbremse; eine Rückkehr zu einer seriösen 
Haushalts- und Finanzpolitik; Bürokratieab-
bau und Digitalisierung. 

➔ Gesellschafts- und Sozialpolitikwende: 
die Abschaffung des Bürgergeldes durch die 
neue Grundsicherung sowie die Rückkehr zu 
den Prinzipien von Fördern und Fordern in 
der Sozialpolitik; ein Ende woker Kultur-
kämpfe und die Rückabwicklung der linksra-
dikalen Gesellschaftspolitik der Ampel. 

 

Das alles ist „Grundsätzlich CDU“, unser 
neues Grundsatzprogramm. Wir sind gut ge-
rüstet und bereit, Verantwortung für unser 
Land zu übernehmen. Aber lesen Sie gerne 
selbst nach. Hier der Link zu unserem Partei-
programm: KLICK 
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35 Jahre Mauerfall – 35 Jahre Freiheit in 
ganz Deutschland – Verantwortung und 
Auftrag 

Mit dem Sturz der Berliner Mauer am 9. No-
vember 1989 durch die Menschen in der ehe-
maligen DDR öffnete sich für sie das Tor zur 
Freiheit. Der Tag des Mauerfalls war, zusam-
men mit dem Tag der Deutschen Einheit am 
3. Oktober 1990, ein Moment des großen 
Glücks für unser gesamtes Land – in Ost und 
West, Nord und Süd. Die Überwindung der 
kommunistischen Diktaturen in der DDR so-
wie in Mittel- und Osteuropa ist ein Meilen-
stein der europäischen Freiheitsgeschichte. 

Der dadurch möglich gewordene Prozess der 
europäischen Integration eröffnete vielen 
Menschen ein Leben in Freiheit, Sicherheit 
und Chancen. Aus dieser Erfahrung und 
Dankbarkeit erwächst die Verantwortung, 
auch heute denen in Europa zur Seite zu ste-
hen, die noch immer um ihre Freiheit kämp-
fen – etwa den mutigen Menschen in Belarus. 

 

Die DDR war ein Unrechtsstaat. Den Men-
schen, die in der SED-Diktatur aus Überzeu-
gung und unter Einsatz ihres Lebens oder In-
kaufnahme von Repressionen mutig Wider-
stand geleistet haben, gebührt Hochachtung 
und Wertschätzung. Noch immer leiden viele 
Opfer unter den Folgen von politischer Ver-
folgung, Zersetzung und Repression. 

Und noch immer gibt es gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf zur Verbesserung der Aner-
kennung und persönlichen Situation der Op-
fer. Zu all diesen Themen bringen wir in die-
ser Woche einen eigenen Antrag ein – auch, 
um die Bundesregierung an die bisher nicht 
umgesetzten Versprechen ihres Koalitions-
vertrages zu erinnern. 

Die Bundesregierung muss endlich tätig wer-
den und ihre dazu vereinbarten Ziele zur Voll-
endung der inneren Einheit umsetzen. Was 
hindert sie daran, im Einvernehmen mit den 
Ländern die Beantragung und Bewilligung 
von Hilfen und Leistungen für Opfer der SED-
Diktatur zu erleichtern und ergänzend einen 
bundesweiten Härtefallfonds einzurichten? 
Was hindert die Bundesregierung daran, die 
Bundesstiftung Aufarbeitung zu stärken und 
der Geschichte der Demokratie in Deutsch-
land und ihren Orten mehr Sichtbarkeit zu 
verleihen? Verantwortung für das Zusam-
menwachsen unseres Landes bleibt in der 
Ampel-Bundesregierung ein Lippenbekennt-
nis. 

 

 

Nie wieder ist jetzt – Jüdisches Leben in 
Deutschland schützen, bewahren und 
stärken 

Insbesondere seit dem Terrorangriff der Ha-
mas auf Israel am 7. Oktober 2023 sehen wir 
eine deutliche Zunahme antisemitischer 
Straftaten und von Äußerungen des Juden-
hasses auf unseren Straßen. Das sichtbare 
Anwachsen des Antisemitismus ist nicht nur 
eine Bedrohung für die jüdische Gemein-
schaft in Deutschland. Es stellt auch einen 
Angriff auf die Werte und Grundsätze unse-
rer gesamten Gesellschaft dar. 

Dies unterstreicht die Notwendigkeit, jüdi-
sches Leben in Deutschland aktiv zu schützen 
und weiter zu stärken. 
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Mit dem interfraktionellen Antrag „Nie wie-
der ist jetzt – Jüdisches Leben in Deutschland 
schützen, bewahren und stärken“ setzen die 
Fraktionen der demokratischen Mitte im 
Deutschen Bundestag ein klares Zeichen ge-
gen jeden Antisemitismus und gegen eine an-
tisemitisch motivierte Verurteilung Israels. 

 

Wir treten gemeinsam für einen besseren 
Schutz jüdischen Lebens in Deutschland ein. 
Wir fordern, dass die Bundesregierung ihre 
Anstrengungen zur Förderung der jüdischen 
Kultur und Bildung intensiviert. Antisemitis-
mus muss in allen Bereichen der Gesellschaft 
zurückgedrängt werden. Wo erforderlich, 
sind auch Gesetzeslücken zu schließen. In 
diesem Zusammenhang nennt der Antrag ne-
ben dem Strafrecht auch das Aufenthalts-, 
das Asyl- und das Staatsangehörigkeitsrecht. 

Überdies verlangen wir den Ausschluss 
staatlicher Förderung für alle Organisatio-
nen, die mit der sogenannten BDS-Bewegung 
in Verbindung stehen, zum Boykott Israels 
aufrufen oder sonstige antisemitische Inhalte 
verbreiten. Ein klares Bekenntnis zu Israels Si-
cherheitsinteressen und Selbstverteidigungs-
recht ist ebenfalls Teil des gemeinsamen An-
trags. 

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben 
in unseren Gesetzesinitiativen und Anträgen 
seit dem 7. Oktober 2023 auch deutlich wei-
tergehende Vorschläge zur Bekämpfung des 
Antisemitismus in Deutschland vorgelegt.  

 

Hinter diesen Vorschlägen stehen wir wei-
terhin uneingeschränkt. Gleichwohl haben 
wir uns intensiv für einen gemeinsamen An-
trag eingesetzt. Dafür sind wir Kompromisse 
eingegangen. Denn für uns gilt: Die Fraktio-
nen der demokratischen Mitte im Deutschen 
Bundestags und alle Bürgerinnen und Bürger 
müssen gegen Antisemitismus zusammen-
stehen. 

 

 

Video der Woche 

Auch in meinem 
„Video der Wo-
che“ geht es na-
türlich um das 
Ampel-Aus. 

Wer sich selbst 
den Stecker zieht, 
muss jetzt auch zu 
den Konsequen-
zen stehen! 

KLICK 

 

Zitat der Woche 

«Wie kommen Sie auf die Idee, daß Sie, in 
einer Zeit, wo Sie mit Mehrheitsregierung 
hier im Bundestag nichts auf die Reihe ge-
kriegt haben, jetzt plötzlich ohne Mehrheit 
Gesetze bis zum Ende des Jahres durchsetzen 
wollen? Wie kommen Sie eigentlich auf die 
Idee, wenn Sie vom Schaukelpferd fallen, 
jetzt plötzlich einen wilden Bullen reiten zu 
wollen? Wie kommen Sie eigentlich auf die 
Idee, als jemand, der gerade vom „Dreirad“ 
gefallen ist, jetzt mit dem „Zweirad“ besser 
vorankommen zu wollen?» 

(Der erste Parlamentarische Geschäftsführer der 
Unionsfraktion Thorsten Frei am 8.11.2024 im Deut-
schen Bundestag in einer Aktuellen Stunde zu Neu-
wahlen) 
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Bilder der Woche 

Kaum eine Sitzungswoche, ohne daß mich Schulklassen aus dem Wahlkreis besuchen! 

Für mich ist das jedes Mal wieder ein Vergnügen; keine Diskussion ist wie die andere… 

  
Lautereck-Realschule – Sulzbach an der Murr Franziskus-Gymnasium – Mutlangen 

 

 
Franziskus-Gymnasium – Mutlangen 

 

  


